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Karola Baumann, OSTR.

GUIDE X 1

Vorwort

für E. B. und C.P.

Der Aufschrei!
(Analog zu dem Bild „Der Schrei“ von Edvard Munch)

Nachruf auf Deutschland: Auf das verschleuderte Jahrhundert, auf die verramschte
Gegenwart, auf eine längst verlorene Identität (ersetzt durch marionettenhafte Denk-
steuerung durch Politik und Wirtschaft), auf den Verlust einer ethisch orientierten
Werteskala (ersetzt durch ausschließliche Profitmaximierung mit bigottem christli-
chem Habitus).

Hinweis auf Deutschland: Als einem emsigen mentalen und optischen Müllschlu-
cker amerikanischer TV-Gewalt und Politparolen, die sich durch begleitende
Werbespots gut bezahlt machen, auch wenn unsere Jugend seit vielen Jahren see-
lisch verroht.
Hinweis auf Deutschland mit seinen seit Jahrhunderten tätigen christlichen Hen-
kersknechten, Helfern, Helfershelfern (Parallele zur Inquisition) unterstützt und ge-
steuert von Juristen und peniblen Bürokraten, um in deutschen Schlachthäusern mit
weltbekannter deutscher Gründlichkeit aus angeblich zwingenden religiösen
Vorschriften, Tiere zu Tode martern zu lassen – seit Jahrhunderten durch Juden
und seit 2002 nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts auch seitens von
Muslimen, die im Schlepptau der Juden (der Autoschlossermetzger Rüstem Altinkü-
pe) durch deutsche Richter erfolgreich hochgespült werden.

Nebenbei: Der Autoschlossermetzger mutierte in vier Jahren zum Chefmanager des
Verwaltungsgerichtshofs in Kassel.

Belohnung für die willige christliche Henkersknechtsarbeit – eine alte Tradition
während der Inquisition, vom Vatikan abgesegnet: Seit Jahrhunderten dürfen die
freundlichen, christlichen Mitarbeiter offiziellerseits durch Gesetzgeber und Politik
ihre zu Tode gefolterten Tiere ohne Kennzeichnung als Kotelett oder Rinderbraten
oder Leberwurst „genießen“.

Aus deutschen/europäischen marktwirtschaftlichen Gründen mussten bisher natürlich
die Deutschen bis 2003 in Deutschland die von Juden sadistisch zu Tode gequälten
Tiere zu 9/10 des Rindes mitbezahlen, da die Juden nur 1/10 des Rindes zu kaufen
brauchten.
Und wo blieb der Rest: „Abfall vom Tisch des Herrn“ für die Diener des Sys-
tems. Schlicht eine Verordnung der „gesetzgeberischen Inquisition“, die all-
mächtig von deutschen Richtern umgesetzt wird. Hier insbesondere vom Verwal-
tungsgerichtshof Kassel begleitet von Bayern und Mecklenburg-Vorpommern. Trotz
der zur Zeit ständig ausgesprochenen Ausnahmegenehmigungen in Bayern und
Hessen (hier durch den Richterspruch des Verwaltungsgerichtshof in Kassel) ist eine
Kennzeichnungspflicht für die grausamst zu Tode gefolterten Tiere für deutsche
Bundesbürger bzw. Europäer allgemein nicht vorgesehen. Frage: Wofür z.B. gibt es
das Amt für Verbraucherschutz im Ministerium München, wenn bayerische Bürger
mit ihrem Döner nicht nur Gammelfleisch verzehren müssen, sondern auch noch
psychische und physische sadistische Gewalteinwirkung an den Tieren?
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GUIDE X 2

Das hervorragende, weil umfassende Tierschutzgesetz von 1933 war bereits ab
1890 geistig vorstrukturiert und seit Beginn des 20. Jahrhunderts bis in die Zeit
der Weimarer Republik unter den wesentlichsten Aspekten kompetent geprüft
und vorbereitet. Die primitiven Folterknechte der Viehhändler mit der Berufsbe-
zeichnung „Tierkastrierer“ liefen Sturm gegen die neuen Auflagen, Tiere schonend
mit Elektronarkose kastrieren zu müssen. Der Einkauf von Elektrogeräten samt aus-
zubildendem Personal, das die Elektrogeräte sachgemäß bedienen sollte, würde
möglicherweise das Einkommen mindern (laut Aussage von Rabbi Joe David, New
York, vgl. Guide II, ist dies der einzige ausschlaggebende Grund des betäu-
bungslosen Schächtens der jüdischen Religionsgemeinschaft bis hin zum Jahr

2006, der dann zu einer angeblich zwingenden Religionsvorschrift
im Laufe der Jahrhunderte mutierte, vgl. dazu das Zitat von Karl Marx,
1843 „Schacher ist der weltliche Kultus der Juden und Geld ist ihr weltlicher
Gott …“). Aufgrund dessen bewarfen diese primitiven Tierkastrierer in ihrer ver-
rohten Gesinnung das ethisch einwandfreie Gesetzeswerk von 1933 an dem
viele kluge Menschen mit ethisch einwandfreier Gesinnung unermüdlich gear-
beitet hatten, mit ihrem mentalen Dreck. Sie bezeichneten dieses Gesetzeswerk als
„Nazi-Gesetz“, das nach 1945 nicht mehr gelte. Allerdings scheiterten sie mit ihrer
Forderung, die von Gier und Rohheit geprägt war. Jedoch in diesem Schlamm-
Fahrwasser wurde das angebliche „Nazi-Gesetz“ als antisemitische Verfolgung
Hitlers weiter ausgeschmückt und wird immer noch von vielen ideologisch In-
doktrinierten bis heute bedient.

Das katholische Bayern, seit 2005 Zweigstelle des Vatikans, (welch übergroße Ehre
für Herrn Ministerpräsidenten Dr. Stoiber und seinen Tierschutzbeauftragten Dr.
Wenzel, der seinerseits die Paragraphen 24 17 und 24 18 des katholischen Ka-
techismus von 1995 aufgestellt von Kardinal Ratzinger / Papst Benedikt XVI
(seines Landsmannes), resolut und fleißig beherzigt und seit 2002 zig Tausende
von Schafen in echt bayerischer Tradition zu Tode martern ließ. Bereits nach
Verabschiedung des Tierschutzgesetzes von 1933 hebelte Bayern auch das da-
malige Gesetz aus und bediente als williger Henkersknecht sadistische Tierquälerei.
Die Erlaubnis zu derartigem Sadismus entspricht den sadistischen, perversen, schi-
zoiden Folterungen der Hexenprozesse. Schirmherr: Der Vatikan.

Diese anekelnde, allerniedrigste Gesinnung Bayerns spiegelt sich unter Federfüh-
rung des Umweltministeriums und seines Bürokraten, dem Tierschutzbeauftragen Dr.
Wenzel, in dem perversen „Penis-Spezialisten“ aus Rotenburg an der Fulda (Hes-
sen) wider. Auch der Verwaltungsgerichtshof in Kassel scheint in diesem sadisti-
schen Zeitgeist mit zu schwimmen. Diesem perversen Zeitgeist entspricht ebenso,
dass der selbst ernannte „Blutkünstler“ Hermann Nitsch aus Niederösterreich in
Mysterienspielen Tiere auf der Bühne zu Tode quälte, um danach mit den Eingewei-
den dieser armen Tiere um sich zu werfen – begleitet von reger Anteilnahme der an-
geblich intellektuellen High Society von Österreich und Würdenträgern der katholi-
schen Kirche, mit dem Champagnerglas in der Hand. Käuferschicht der mit
Tierblut gemalten Bilder: Die katholische Kirche. Nitsch wurde vom
deutschen Staat damit belohnt, dass er eine Professur an der Kunsthochschule
Frankfurt/Main erhielt. Sein Pech: Es wurde dafür gesorgt, dass er in Deutschland
und Österreich deswegen einen unumkehrbaren gesellschaftlichen Absturz erlitt.
Wesentlich an dieser Perversion ist: Die „Deutsche Kulturelite der Kunst“ ist
selbst von Perversion getränkt.
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Obwohl: Die historische Tradition Hessens bis zum heutigen Kampf des Minister-
präsident Roland Koch mit seiner Bundesratsinitiative, die von Bayern und Mecklen-
burg-Vorpommern gekippt wurde, lag in der strikten Entscheidung für eine umfas-
sende Ethik im Hinblick auf die uns anvertrauten Mitgeschöpfe bis zu dem Tage, als
ein Autoschlosser mit seinem verlogenen Vergleich zu den Juden beim Bundesver-
fassungsgerichts Karlsruhe und dem Verwaltungsgerichtshof Kassel reüssierte. Zu-
vor jedoch wurde er bei den Juden vorstellig, Jude werden zu wollen (vgl. dazu
Frankfurter Rundschau v. 15.01.2002). Sein Grund: Er wollte so wie die Juden an-
stelle von Ethik während der Schlachtung ausschließlich Gewinnmaximierung durch
betäubungsloses Schächten als vorgebliche Religion. Er scheiterte bei den Juden.
Denn: Mit Sicherheit ist ein muslimischer Autoschlosser in deren „elitären Kreisen“
unerwünscht. Aber: Für die widerwärtige Schlammschlacht mit der deutschen Justiz
und dem Tierschutz ist dieser „gläubige Sunnit“ gerade gut genug. Ergebnis: Bisher
steht nicht nur das Bundesverfassungsgericht Karlsruhe sondern auch der Verwal-
tungsgerichtshof Kassel stramm! – Vor lauter Angst!

Seit 2002 haben sich jedoch die wichtigsten religiösen Oberhäupter der musli-
mischen Welt auf die Seite der Ethik beim Schächten gestellt. Die wichtigste
religiöse arabische Universität, AL-AZHAR, Kairo, hat im Jahr 2006 ihre dritte
Fatwa zum schonenden Umgang mit den Schlachttieren publiziert. Das in
Ohnmacht versetzen der Tiere vor dem Schächten ist religionskonform. Der
Verwaltungsgerichtshof Kassel orientiert sich lieber an dem Autoschlosser-
metzger Altinküpe, der sich auch als Künstler bezeichnet, weil er so gut metz-
gern kann. Eine Parallele zu dem Blutkünstler Nitsch ist offenkundig.

Frage: Wann bekommt Autoschlossermetzger Altinküpe eine Professur an ei-
ner Kunsthochschule in Hessen?

Und dennoch: Das leuchtende Licht in der Person des Ministerprä-
sidenten Roland Koch und seiner Tierschutzbeauftragten, Madelei-
ne Martin, und zahlreichen Kämpfern, die ihre Lebenskraft der Ethik
für Tiere umfassend zur Verfügung stellen, ist noch nicht erloschen.
Im Gegenteil: In der Dunkelheit strahlt ihr Licht heller denn je.

Armes Deutschland oder besser:
Irres Deutschland!
Du bist seit allzu langer Zeit gefährlich geistesgestört. Geh end-
lich zum Psychiater. Vielleicht wären die Freudianer die richtige
Adresse wegen der dominanten Kastrationsängste des Sig-
mund Freud. Grund: Die Jahrtausende alte blutige Penisbe-
schneidung ohne Betäubung bis ins Jahr 2006 wird zögerlich
(lt. Rabbi Joe David, New York) von einer Anästhesie vor der
Penisbeschneidung, dem wertvollsten Mitglied der Gesamt-
menschheit, eingeleitet.
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Post scriptum:
Utilitarismus, Profitmaximierung, Destruktion, Grausamkeit, Gefühllosigkeit, Erbar-
mungslosigkeit kennzeichnen ein Deutschland, das aus dem Holocaust immer noch
nichts lernen will.

Neueste Information:
Stern – TV Magazin v. 31.08.2006:
Kaum vorstellbar welcher Aufwand einer Selig- und Heiligsprechung vorangehen.
Nachdem eine Diözese einen entsprechenden Antrag beim Vatikan eingereicht hat,
prüfen Gutachter ob die vorgeschlagene Person durch Martyrium oder zwei voll-
brachte Wunder der Heiligsprechung würdig ist. Neben der Abwicklung sämtlicher
Formalitäten kostet das Gutachten allein den Antragsteller etwa 250 000 Euro. Diese
Einnahmequelle des Vatikans wusste besonders Papst Johannes Paul II. (1920 –
2005, Foto) zu nutzen. Rund 60 Prozent der heute Seligen und Heiligen gehen auf
sein Konto, also 482 Personen, die er während seines 26-jährigen Pontifikats „kano-
nisierte“.

Rheinische Post, 31. Juli 2006
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Nachwort
„Wenn Zwei sich streiten, freut sich der Dritte“, besonders dann, wenn der Dritte
die Bananenschale zum Ausrutschen gezielt und erfolgreich einsetzen konnte.

Es hat sich mittlerweile nicht nur bis nach Kairo an die religiöse arabische Universität
Al-Azhar herumgesprochen, dass Europa insbesondere auch Deutschland einer ge-
zielten Manipulation als Provokation von Zionisten aus Dänemark aufgesessen
sind. Der Urheber der Mohammed-Karikaturen der dänischen Tageszeitung „Jyl-
lands-Posten“ ist der Kulturressortleiter, Flemming Rose (48). Er hat die besagten
Mohammed-Karikaturen in Auftrag gegeben. In der Rubrik Kultur im Spiegel-Magazin
22/2006, Seite 136, schreibt Herr Rose: „Die Stunde der Wahrheit“. „Radikale Ima-
me haben den Jargon der europäischen Linken übernommen und bezeichnen
sich als Opfer der Ausbeutung. Wir sollten das nicht mitmachen.“
Kommentar Baumann: Stattdessen müsste es heißen, … haben die Terminolo-
gie der Holocaust-Industrie übernommen und bezeichnen sich als Opfer und
Verfolgte.“

„die tageszeitung“
Flemming Rose, Kulturchef der „Jyllands-Posten“, hatte erklärt, Holocaust-
Karikaturen abdrucken zu wollen. Die Leitung der Zeitung zog die Notbremse und
schickte Rose in unbefristeten Urlaub (taz Nr. 7895 . 11.2.2006, Seite 2,).

Die „Kulturchristen“ hatten bis heute nichts Besseres zu tun als ihre „geheiligte Pres-
sefreiheit“ zu verteidigen. Ebenso wie die „Freiheit der Kunst“ von dem Blut-Aktivisten
Hermann Nitsch in Österreich und Deutschland trotz sadistischer Tierquälerei als
Verfassungsgut anerkannt wurde. Wo bleibt der europäische Protestaufschrei
gegen jüdische/muslimische sadistische Tierquälerei, die selbstverständlich von
„Kulturchristen“ juristisch, politisch und schlachthaustechnisch mitgetragen wird.
Die beschränkten „Kulturchristen“ lassen sich folgsam am Nasenring herum-
führen und aufhetzen, damit anstelle von Integration von Muslimen eine gezielte
Polarisation das Zusammenleben weltweit unerträglich gestalten soll.

Das alte Muster durch Provokation Reaktionen herauszufordern bis
die Reaktionen zur Aktion mutieren, hat dem lachenden Dritten im-
mer Vorteile verschafft.

Im Namen der Pressefreiheit und der verfassungsmäßig garantierten Religions-

freiheit sowie der Freiheit der Kunst findet in Deutschland ein Verblö-
dungsprozess statt. Das Staatsziel Tierschutz als Verfassungsgut wird
für eine vorgeschobene „Religionsfreiheit“ und eine eindeutige Lüge im Hinblick auf
„zwingende Religionsvorschriften“ von deutschen/europäischen Politikern, Juristen
und Tierschutzbeauftragten missachtet und bigott unterwandert. Holocaust und ju-
ristisch genehmigte Folter an unseren Mitgeschöpfen sind aktuell.

Die beschämende deutsche Servilität oder besser die deutsche nekrophile Lust
am „verordneten Hirntod“ sind eindeutige Signale von Dekadenz und Demenz.

11.09.2006

Kleiner Guide 10

�



Kleiner Guide 10

�



Kleiner Guide 10

10



Kleiner Guide 10

11



Kleiner Guide 10

12



Kleiner Guide 10

1�



1

Das deutsche Tierschutzrecht

Bestimmungen zum Schutze der Tiere
(Tierschutzgesetz, Schlachtgesetz, Eisenbahnverkehrsordnung, Reichsjagdgesetz, Reichsnaturschutz-
gesetz, Straßenverkehrsordnung mit den dazu ergangenen Verordnungen)

Erläutert nach amtlichen Unterlagen
Vierte Auflage, Bearbeitet von Dr. Cl. Giese, Duncker & Humbolt, Berlin

Geleitwort

Das vorliegende Erläuterungswerk zum Deutschen Tierschutzrecht hat bereits mit seiner 1. Auflage
allgemeine Anerkennung gefunden. Nach den Erfahrungen des von mir geleiteten Deutschen Tier-
schutzbundes ist es ein ausgezeichnetes Rüstzeug und fast unentbehrliches Hilfsmittel für die Anwen-
dung und Auslegung aller wichtigen Bestimmungen, die zum Schutz der Tiere in Deutschland erlassen
worden sind.

Zugleich dienen nach meinen persönlichen Eindrücken und den in der Zusammenarbeit mit den deut-
schen Tierschutzvereinen gewonnenen Erfahrungen diese wertvollen Erläuterungen zur weiteren Aus-
breitung des Tierschutzgedankens unter den Erwachsenen und unter unserer Jugend. Wenn Tier-
schutz ein Gradmesser für die Kultur eines Volkes ist, so glaube ich, können wir Deutsche zumindest
mit unseren Gesetzen und sonstigen Vorschriften vor der Kulturwelt bestehen. Möge auch die Beach-
tung dieser wichtigen Bestimmungen zum Schutze der Tiere die Menschen einander näher bringen und
mit den Haus- und Nutztieren sowie den Tieren in freier Wildbahn vertraut werden lassen in der Er-
kenntnis, dass Pflanze, Tier und Mensch im großen Haushalt der Natur eine harmonische Einheit bil-
den.
Ich wünsche dem vorliegenden Erläuterungswerk: „Das Deutsche Tierschutzrecht“ im Interesse der
gesamten Tierschutzarbeit neuerdings vollen Erfolg.
Frankfurt a.M., den 10. August 1950
Dr. Kolb, Oberbürgermeister der Stadt Frankfurt a.M.,
Ehrenamtlicher Leiter des Deutschen Tierschutzbundes, Sitz Frankfurt a.M.

Einleitung

Der Stand der Tierschutzgesetzgebung in einem Lande wird vielfach und nicht mit Unrecht als ein
Gradmesser für die Kulturstufe des Volkes angesehen.
Der bekannte Göttinger Strafrechtslehrer Professor Dr. Robert v. Hippel, der für sich in Anspruch neh-
men kann, als einer der Ersten sehr frühzeitig, nämlich im letzten Jahrzehnt vor der Jahrhundertwende,
auf die Unzulänglichkeit der Tierschutzvorschriften des Reichsstrafgesetzbuchs hingewiesen zu haben,
und der sich in mehrfachen Veröffentlichungen mit Nachdruck für ein den neuzeitlichen Anschauungen
entsprechendes Tierschutzrecht eingesetzt hat, führt in einer im Jahre 1891 erschienen grundlegenden
Arbeit „Die Tierquälerei in der Strafgesetzgebung des In- und Auslandes“ aus, dass es bei Völkern,
deren Bildungsstand noch allgemein ein niedriger ist, als selbstverständlich angesehen werde, wenn
der Mensch von seiner Macht über das Tier in schrankenloser Weise Gebrauch mache, dass die Tier-
quälerei höchstens bei vereinzelten, ihrer Zeit vorangeschrittenen Menschen Anstoß errege und dass
an die Möglichkeit einer Bestrafung nicht gedacht werde, weil die Handlung den sittlichen Anschauun-
gen der Volksgenossen nicht widerspreche. Die natürliche Fortentwicklung der Kultur eines Volkes
bringe es mit sich, dass bei weiteren Bevölkerungskreisen Rohheiten gegen empfindende Wesen als
Sittlichkeitsgefühl verletzend angesehen werden.
Es ist ein Irrtum, wenn man annimmt, dass bis zu der Strafrechtsnovelle vom 26. Mai 1933 die Tier-
quälerei nur bei „Öffentlichkeit“ oder bei „Erregung von Ärgernis“ strafbar gewesen sei; es waren viel
mehr fast alle typischen und wirklich häufig vorkommenden Fälle unnötiger Misshandlung von Tieren,
durch Spezialverordnungen, die auf anderer Rechtsgrundlage erlassen wurden, unter Strafe gestellt.
Daraus ergibt sich zugleich, dass die reichsgesetzliche Regelung der Tierquälerei als unzulänglich er-
kannt und empfunden worden war und deshalb der Versuch unternommen wurde, diese Lücke auf
anderem Wege zu schließen. Vom gesetzestechnischen Standpunkt aus ist diese Regelung allerdings,
wie v. Hippel mit Recht ausführt, abzulehnen; es gehe nicht an, an die Stelle einer einfachen grund-
sätzlichen Bestimmung eine ausgedehnte Kasuistik zu setzen, die nur zur Rechtsunsicherheit und
Rechtsungleichheit führe, von der schließlich der einen Vorteil habe, der eine  seltener vorkommende
Art der Misshandlung begehe, für die eine Strafbestimmung fehle; es sei deshalb an der Zeit, jede un-
nötige Tierquälerei ohne Rücksicht auf die Öffentlichkeit der Begehung oder die Erregung des Ärger-
nisses nach Reichsrecht für strafbar zu erklären.
So haben namhafte Juristen schon vor mehr als fünfzig Jahren geurteilt! Auch im Volke ist das Verlan-
gen nach verstärktem Schutz der Tiere und nach Anerkennung ihres Rechts auf gerechte und anstän-
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dige Behandlung seit langer Zeit lebendig, denn das deutsche Volk besitzt von jeher eine große Tierlie-
be und ist sich der hohen ethischen Verpflichtung gegenüber dem Tiere bewusst gewesen.

Das deutsche Tierschutzgesetz
Vom 24. November 1933 (RGBI. I S. 987)
In der Fassung der Verordnung zur Ergänzung des Tierschutzgesetzes vom 23. Mai 1938 (RGBI. I S.
598)

Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:
Abschnitt I

Tierquälerei

Das Tierschutzgesetz beschränkt sich nicht, wie das in verschiedenen ausländischen Gesetzen der Fall
ist, auf den Schutz bestimmter Tierarten, z.B. auf den Schutz der Wirbeltiere oder gar nur der Haustiere
oder der Säugetiere usw., sondern es gilt für alle Tiere. Unter „Tier“ im Sinne des vorliegenden Geset-
zes sind somit alle im Sprachgebrauch und in der Naturwissenschaft bezeichnete Lebewesen zu verte-
hen, es wird strafrechtlich weder ein Unterschied zwischen Haustieren und anderen Tieren noch zwi-
schen höheren und niederen oder zwischen für den Menschen nützlichen oder schädlichen Tieren ge-
macht.
Auch die vor Inkrafttreten des Tierschutzgesetzes geltenden Vorschriften in der § 360 Nr. 13 RStrGB,
sowie des § 145 b RStrGB. In der Fassung des Gesetzes vom 26. Mai 1933 (RGBI. I S. 295) bezogen
sich auf alle Tiere. Wäre die Anwendbarkeit des Gesetzes z.B. auf den Stamm der Wirbeltiere, also auf
Säugetiere, Vögel, Fische, Amphibien und Reptilien beschränkt worden, so hätte dies, wie auch in der
amtlichen Begründung zum Tierschutzgesetz zum Ausdruck gebracht ist, nicht eine Verbesserung,
sondern eine Verschlechterung gegenüber dem bishin bestehenden Rechtszustand bedeutet.
Die Strafandrohung, durch welche das im § 1 ausgesprochene Verbot gesichert wird, enthält § 9 Abs.
1; die dort vorgesehen Strafe ist Gefängnis bis zu zwei Jahren und Geldstrafe bis zu 10 000 DM oder
eine dieser Strafen, also eine gegenüber dem bis dahin geltenden Rechte erhebliche Verschärfung
der Strafen.

Einleitung

Die seit langem bestehende Wünsche auf Verbesserung der Bestimmungen über den Tierschutz wur-
den im Jahre 1933 erfüllt und eine Reihe von Gesetzen und Verordnungen erlassen, die eine grundle-
gende Änderung des bis dahin geltenden Tierschutzrechtes darstellen. Durch das Gesetz über das
Schlachten von Tieren vom 21. April 1933 (RGBI. I S.203) und die dazu erlassenen Verordnungen
wurde für eine humanere Tötung des Schlachttieres gesorgt, ganz gleich, ob es sich um gewerbs-
mäßiges Schlachten oder um die Schlachtung von Groß- oder Kleintieren einschließlich des Geflügels
im eigenen Haushalt handelt. Durch ein weiteres Gesetz zur Abänderung strafrechtlicher Vorschriften
vom 26. Mai 1933 (RGBI. I S. 295) erfuhren die Tierschutzvorschriften eine wesentliche Verbesserung.
Der durch dieses Gesetz neu eingefügte § 145 b RStr.GB. bestimmt, dass, wer ein Tier roh misshan-
delt oder absichtlich quält, mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bestraft wird. Durch
diese neue Fassung wurde, abgesehen von der Verschärfung der Strafe, die nicht mehr Übertretungs-,
sondern Vergehensstrafe ist, der Tatbestand der Tierquälerei erheblich erweitert; die Tierquälerei wird
nicht mehr unter dem Gesichtspunkt bestraft, dass menschliche Empfindungen und Gefühle vor dem
Anblick einer Tierquälerei geschützt werden sollen, es steht nicht mehr das menschliche Interesse im
Vordergrund, sondern es wird anerkannt, dass das Tier wegen seiner selbst geschützt wird.
Von den Tierschutzvereinen ist nicht selten zum Nachweis dafür, dass die deutsche Tierschutzgesetz-
gebung reformbedürftig sei, auf weitergehende Tierschutzbestimmungen anderer Länder verwiesen
worden. In der Tat übertraf in einer großen Zahl von Auslandsstaaten der Umfang des den Tieren ge-
währten Schutzes die bisher in Deutschland bestehenden Tierschutzbestimmungen nicht unerheblich,
insbesondere soweit die Zeit vor Erlass des Gesetzes zur Abänderung strafrechtlicher Vorschriften vom
26. Mai 1933 in Frage kommt. Andererseits muss aber auch betont werden, dass die Vorschriften eini-
ger fremder Länder den Tierschutzbestimmungen im Deutschen Reiche insofern nachstehen als sich
der Tierschutz im allgemeinen nur auf Haustiere erstreckt oder die Bestrafung von Tierquälereien dort
noch dem Nachweis der Begehung in der Öffentlichkeit oder der Ärgerniserregung abhängig gemacht
wird.
In dem bisherigen Schrifttum hat die Frage, ob das Schächten als Tierquälerei anzusehen sei, großen
Raum eingenommen. Die Erörterung dieser Frage ist gegenstandslos geworden, nachdem durch das
Gesetz über das Schlachten der Tiere vom 21. April 1933 (RGBI. I S. 203) und die dazu ergangene
Verordnung vom gleichen Tage die Blutentziehung in unbetäubtem Zustand ausnahmslos verboten
worden ist.
Das Reichsnaturschutzgesetz vom 26. Juni 1935 (RGBI. I S.821), die zur Durchführung dieses Geset-
zes ergangene Verordnung zum 31. Oktober 1935 (RGBI. I S. 1275) sowie die weitere Verordnung zum
Schutze der wildwachsenden Pflanzen und der nicht jagdbaren wildlebenden Tiere (Naturschutzver-
ordnung) vom 18. März 1936 (RGBI. I S. 181) bezwecken die Erhaltung der Natur und des Land-
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schaftsbildes. Der Naturschutz in diesem Sinne erstreckt sich auf die nicht jagdbaren Tiere und Vögel.
Durch diese umfassendere Regelung sind die Bestimmungen des Vogelschutzgesetzes vom 30. Mai
1908 (RGBI. S. 317), das in § 15 Abs. 3 des Reichstierschutzgesetzes ausdrücklich aufrecht erhalten
worden ist, hinfällig geworden und aufgehoben.
In der Begründung des Reichstierschutzgesetzes findet sich am Schluss des allgemeinen Teils der
Hinweis, dass als sachverständiger Helfer für die Durchführung des Gesetzes kraft seiner Vorbildung
in erster Linie der Tierarzt berufen sei; er besitzt die erforderliche praktische Erfahrung in Tierschutz-
fragen und lebt in seinem Beruf ständig der Aufgabe, die Leiden der Tiere zu lindern.

Abschnitt I

Auch die vor Inkrafttreten des Tierschutzgesetzes geltenden Vorschriften des § 360 Nr. 13 RStrGB.
Sowie des § 145 b RStrGB. in der Fassung des Gesetzes vom 26. Mai 1933 (RGBI. I S.295) bezogen
sich auf alle Tiere. Wäre die Anwendbarkeit des Gesetzes z.B. auf den Stamm der Wirbeltiere, also auf
Säugetiere, Vögel, Fische Amphibien und Reptilien beschränkt worden, so hätte dies, wie auch in der
amtlichen Begründung zum Tierschutzgesetz zum Ausdruck gebracht ist, nicht eine Verbesserung,
sondern eine Verschlechterung gegenüber dem bishin bestehenden Rechtszustand bedeutet.

§ 1
(1) Verboten ist, ein Tier unnötig zu quälen oder roh zu misshandeln.
(2) Ein Tier quält, wer ihm länger dauernde oder sich wiederholende erhebliche Schmerzen oder

Leiden verursacht; unnötig ist das Quälen, soweit es keinem vernünftigen, berechtigten Zwecke
dient. Ein Tier misshandelt, wer ihm erhebliche Schmerzen verursacht; eine Misshandlung ist
roh, wenn sie einer gefühllosen Gesinnung entspringt.

Die Fassung des Abs. 1 lehnt sich an die des § 145 b des Reichsstrafgesetzbuchs an, geht aber dar-
über hinaus, indem eine auf Tierquälerei gerichtete Absicht des Täters nicht mehr verlangt, sondern
das unnötige Quälen bestraft wird. Mit Inkrafttreten des Tierschutzgesetzes sind somit die Begriffs-
merkmale der „Öffentlichkeit“ und der „Ärgerniserregung“ des früheren § 360 Nr. 13 RStrGB. und das
Erfordernis der Absichtlichkeit des § 145 b der Strafgesetzbuchnovelle endgültig verschwunden. Zur
Strafbarkeit der objektiven Quälerei genügt es, dass sie „unnötig“ ist. Die Tierquälerei wird nicht mehr
bestraft, weil sie durch die Handlung des Täters das menschliche Empfinden, das sich im Mitgefühl mit
dem Tiere äußert, verletzt worden ist, sondern weil das Tier als solches gegen tierquälerische Hand-
lungen geschützt werden soll.

Abschnitt II
Vorschriften zum Schutze der Tiere

§ 2

Aus den Kreisen der organisierten gewerbsmäßigen Viehkastrierer der sowjetischen Besatzungszone
ist nach dem Zusammenbruch darauf hingewiesen worden, dass das Tierschutzgesetz ein sogen. „Na-
zigesetz“ sei und dass alle „Nazigesetze“, darunter auch das Tierschutzgesetz mit seinen Ausfüh-
rungsbestimmungen durch das Kontrollratsgesetz Nr. 1 für ungültig erklärt und aufgehoben worden
seien, die Ausführung aller Großtierkastrationen wären also für die Viehkastrierer wieder freigegeben.
Hierzu hat die Deutsche Justizverwaltung der sowjetischen Besatzungszone in Deutschland unterm 23.
März 1948 – 8061 – V 318/48 – entschieden, dass das Tierschutzgesetz durch das Kontrollrats-
gesetz Nr. 1 nicht aufgehoben ist. Die Bestimmung des § 2 Ziff. 9 des Gesetzes sei eine Norm, die
von jedem nazistischen Einschlag frei sei und in jedem demokratischen Kulturstaat sich wiederholen
könne und werde. Sie gelte also weiter, ebenso der § 2 der Ersten Ausführungsverordnung zum Tier-
schutzgesetz vom 20. Juni 1934, der Betäubungen zwecks Vornahme schmerzhafter Eingriffe den ap-
probierten Tierärzten vorbehält. Darin liege keine diskriminierende Behauptung der gewerbsmäßigen
Kastrierer, wie ja auch bei der Heilbehandlung von Menschen gewissen Funktionen aus fachlichen
Gründen den approbierten Ärzten vorbehalten bleiben müssten und den Heilpraktikern nicht in die
Hände gegeben werden. Dem Vorgehen der Arbeitsgemeinschaft der Viehkastrierer, das einer Auffor-
derung zum Ungehorsam gegen Gesetze gleichkomme, werde also entgegenzutreten sein.

Abs. 2, der die Begriffsbestimmungen für die nach Abs. 1 verbotenen Tätigkeiten enthält, besagt: 1.
was als „Tierquälerei“, 2. als „unnötige Quälerei“, 3. als „Misshandlung“ anzusehen ist. Das Gesetz
schließt sich hierbei im allgemeinen an die Auslegung an, die sich auf Grund der bisher geltenden Be-
stimmungen in der Rechtssprechung und dem Schrifttum entwickelt hat, dass die Begriffe in dem Ge-
setz selbst festgelegt werden, ist eine durchaus begrüßenswerte Klarstellung der Rechtslage.

Abschnitt IV
Außerdem kann nach § 27 a RStrGB. bei einem auf Gewinnsucht beruhenden Vergehen die Geldstrafe
bis zu 100 000 RM erhöht werden. Wegen des Begriffs der Gewinnsucht vgl. Entsch. des Reichsge-
richts in Strafs. Bd. 60, S. 307, das als Gewinnsucht die Steigerung des berechtigten Erwerbssinns auf
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ein ungewöhnliches, ungesundes, sittlich anstößiges Maß bezeichnet und sie dann als vorliegend an-
sieht, wenn das Verlangen des Täters nach Gewinnerzielung ihn mit solcher Gewalt beherrscht, dass
er ihr hemmungslos unterliegt, ohne auf die Schranken zu achten, deren Innehaltung Gesetz, geschäft-
licher Anstand und die schuldige Rücksicht auf seine Mitmenschen von ihm erfordern. Da der Straf-
schärfungsgrund nach § 27 a RStrGB. für alle auf Gewinnsucht beruhenden Verbrechen oder Verge-
hen, auch für nicht vermögensrechtliche Straftaten gilt, so kann er auch bei Tierquälereien, bei denen
die Gewinnsucht und Geldgier Triebfeder des Täters war, Anwendung finden.

Abschnitt V
Schlussbestimmungen

In dem Abschnitt V sind die Bestimmungen über den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Tierschutzgeset-
zes und über den Erlass der zu seiner Durchführung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten zusammengefasst. Sie bedürfen an sich kaum der Erläuterung.
Von Bedeutung ist jedoch die in § 13 gegebene Begriffsbestimmung zu dem in dem Gesetz mehrfach
gebrauchten Begriff der Betäubung, die die Voraussetzung für die Vornahme gewisser mit Schmer-
zen verbundener Eingriffe an Tieren ist. Nicht in gleicher Weise erläutert ist der Begriff der Schmerz-
losigkeit, die auch mehrfach in dem Gesetz gefordert wird, insbesondere bei dem Töten von Tieren, so
in § 2 Nr. 4 und 10, § 7 Nr. 4 des Gesetzes. Nach Sachlage kann es keinem Zweifel unterliegen, dass
jedenfalls die nach dem Gesetz über das Schlachten der Tiere vom 21. April 1933 (RGBI. I S.203) zu-
gelassenen Tötungsarten als dem Erfordernis der Schmerzlosigkeit entsprechend zu gelten haben.

§ 13
Unter Betäubung im Sinne dieses Gesetzes sind alle Verfahren zu verstehen, die allgemein
schmerzlos machen oder örtlich die Schmerzempfindung ausschalten.
Die Betäubung eines Tieres zwecks Vornahme eines schmerzhaften Eingriffs wird vorgeschrieben in §
2 Nr. 7 bis 10 sowie in § 7 Nr. 4 des Gesetzes.
Unter Betäubung sollen alle Verfahren verstanden werden, die allgemein schmerzlos machen oder
örtlich die Schmerzempfindung ausschalten. Einen Unterschied hinsichtlich der hierbei zu verwenden-
den Mittel macht das Tierschutzgesetz nicht. Es fallen also alle Mittel darunter, mit denen nach wissen-
schaftlicher Erfahrung der Eingriff für das Tier schmerzlos gestaltet werden kann.

Erste Verordnung zur Ausführung des Tierschutzgesetzes
vom 20. Juni 1934 (RGBI. I S. 516)

Nach § 2 Nr. 9 des Tierschutzgesetzes vom 24. November 1933 (RGBI. I S. 987) ist es verboten, an
einem Tier einen schmerzhaften Eingriff ohne Betäubung oder in unsachgemäßer Weise vorzuneh-
men.
Um einerseits den gesetzlichen Vorschriften bei der Ausführung von Operationen, insbesondere von
Kastrationen, zu entsprechen und andererseits die Vornahme der Betäubung zu erleichtern, wurde bald
nach Erlass des Tierschutzgesetzes die elektrische Betäubung (sog. Elektronarkose) stark propa-
giert, auch wurden verschiedene Apparate zur Ausführung der Betäubung auf elektrischem Wege in
den Handel gebracht. Eingehende wissenschaftliche Untersuchungen hatten zwar ergeben, dass mit
Hilfe des elektrischen Stromes von bestimmter Stärke Tiere in einen kurzen Zustand der Bewusstlo-
sigkeit gebracht werden können (traumatische Epilepsie), der genügt, um sofort ein schmerzloses Tö-
ten bzw. Schlachten des Tieres (zu vgl. die VO. über das Schlachten von Tieren vom 21. April 1933 –
RGBI. S. 212 - ) vorzunehmen.

Erste Verordnung
Auf Grund des § 14 des Tierschutzgesetzes vom 24. November 1933 (RGBI. I S. 987) wird hiermit
verordnet:

§ 1
(1) Es ist verboten, zur Betäubung von Tieren elektrische Apparate oder Verfahren zu ver-

wenden, es sei denn, dass es sich um eine Schlachtung oder Tötung handelt.
(2) Der Reichsminister des Innern kann für die praktische Erprobung von elektrischen Ap-

paraten und Verfahren Ausnahmen zulassen. Ist nach dem Ergebnis wissenschaftlicher
Forschung und praktischer Erprobung eine ausreichende, die Gesundheit der Tiere nicht
schädigende Betäubung gewährleistet, so können diese Apparate oder Verfahren abwei-
chend von dem Verbot des Abs. 1 von dem Reichsminister des Innern für die Vornahme
der Betäubung zugelassen werden.

(3) Die Zulassung von Apparaten oder Verfahren gemäß Abs. 2 Satz 2 wird im Reichsminis-
terialblatt bekanntgegeben

Einwandfreie wissenschaftliche Erfahrungen über die Einwirkung des elektrischen Stromes auf die
Gefühlssphären des tierischen Körpers liegen bisher nur insoweit vor, als eine verhältnismäßig nur sehr
kurze Zeit dauernde Betäubung, z.B. zum Schlachten der Tiere, benötigt wird; sie fehlen dagegen noch
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über die Frage der Dauerbetäubung. In der Praxis anwendbar ist nur ein Verfahren, das als in jeder
Beziehung zuverlässig erprobt ist.
In Abs. 2 ist die Zulassung von Ausnahmen von dem Verbot in Abs. 1 durch den Reichsminister des
Innern vorgesehen, um die wissenschaftliche Forschung auf dem Gebiete der elektrischen Dauer-
betäubung und die praktische Erprobung von solchen elektrischen Apparaten und Verfahren nicht zu
behindern, die nach dem Ergebnis wissenschaftlicher Forschung und praktischer Versuche eine aus-
reichende, die Gesundheit der Tiere nicht schädigende Betäubung gewährleisten. Als Gutachterstelle
für die Zulassung von Ausnahmen sind in mehreren Fällen die chirurgische Tierklinik der Universität
Berlin und das Institut für Veterinärphysiologie gehört worden.

Ausführung des Tierschutzgesetzes
§ 7 Nr. 4 des Tierschutzgesetzes. Nach § 13 des Tierschutzgesetzes sind unter Betäubung im Sinne
des Gesetzes alle Verfahren zu verstehen, die allgemein schmerzlos machen oder örtlich die Schmerz-
empfindung ausschalten, mit denen also nach wissenschaftlicher Erfahrung der Eingriff für das Tier
schmerzlos gestaltet werden kann.
Die Vorschrift der Betäubung eines Tieres zur Vornahme eines schmerzhaften Eingriffs ist die
wichtigste Bestimmung, das „Rückgrat“ des Tierschutzgesetzes; eine Aufhebung des Betäu-
bungszwanges kann nicht in Betracht kommen, da sonst das allgemein als vorbildlich anerkannte Tier-
schutzgesetz in einem sehr wichtigen Punkte stark an Wert einbüßen würde. Die Vorschrift in § 2 ist
hiernach nicht erfolgt, um irgendeinem Stande eine Vorzugsstellung einzuräumen – wie das von ge-
werbsmäßigen Kastrierern behauptet wurde -, sondern sie ist allein getragen und veranlasst von
notwendigen tierschützerischen Erwägungen.

Gesetz über das Schlachten von Tieren
Vom 21. April 1933 (RGBI. I S. 203)

Das Gesetz über das Schlachten von Tieren ist zeitlich das erste der drei Gesetze zum Schutz der
Tiere, die im Jahre 1933 erlassen wurden; es ist unter dem 21. April verkündet und am 1. Mai 1933 in
Kraft getreten.

Die Tierschutzbewegung erhob seit langem die Forderung, dass die Schlachttiere vor der Blutentnah-
me zu betäuben seien. Von jeher hat das deutsche Volk in seiner überwiegenden Mehrheit das betäu-
bungslose Schlachten, das nicht nur beim Schlachten von Kälbern, Schafen, Zeigen und sonstigen
Kleintieren vereinzelt gebräuchlich war, sondern auch bei allen für die Juden stattfindenden Schlach-
tungen allgemein angewandt wurde, als eine dem sittlichen Empfinden widersprechende Handlung
angesehen. In den zurückliegenden Jahren ist eine umfangreiche Literatur darüber entstanden, ob die
Tötung der Schlachttiere ohne vorherige Betäubung eine Tierquälerei sei oder nicht. Fast alle
Schlachthoftierärzte und viele sonstige Sachverständige, die sich eingehend mit dieser Frage befasst
haben, lehnen die Tötung der Schlachttiere durch Blutentziehung durch Aufschneider der großen Hals-
gefäße ohne vorherige Betäubung, d.i. das Schächten, als Grausamkeit ab (Es verdient hier fest-
gehalten zu werden, dass im Jahre 1910 bei der Beratung des Gesetzes zur Abänderung des Reichs-
strafgesetzbuches von 612 deutschen Schlachthoftierärzten und 41 deutschen tierärztlichen Vereinen
an den Deutschen Reichstag eine Erklärung über das Schächten gerichtet wurde, in der es wie folgt
heißt: „Fast alle deutschen Tierärzte halten heute das rituelle Schächten der Juden für eine tierquäleri-
sche, den Forderungen der Humanität nicht entsprechende Schlachtmethode, die im Vergleiche mit der
modernen Anwendung der Schussbetäubung vor der Blutentziehung, durch welche sich die Schlacht-
viehtötung blitzschnell und schmerzlos, ohne Fesselung und Niederwerfung und ohne hygienische oder
gewerbliche Nachteile bewerkstelligen lässt, als verwerflich angesehen werden muss. – Bei der
Schächtmethode sind schon die unumgänglichen Vorbereitungen, das Fesseln und Niederwerfen sowie
das gewaltsame Verbringen des Halses in die Strecklage, quälerisch und in hohem Grade ängstigend
für die Tiere, zumal sich in der täglichen Praxis erfahrungsgemäß diese Handlungen kaum je schonend
ausführen lassen; quälerisch ist zweifellos der bei großen Tieren bis zu 75 cm lange Schächtschnitt
selbst, der die Tiere bei vollem Bewusstsein und Empfindungsvermögen trifft, die meist auch nicht, wie
in der Theorie irrtümlich angenommen wird, schon nach wenigen Sekunden dauernd schwinden, son-
dern häufig erst nach Verlauf von für die Tiere qualvollen Minuten. – Der ganze Schächtakt wirkt auf
den unbefangenen Zuschauer grauenerregend und ist danach angetan, bei der heranwachsenden
Metzgerjugend Verrohung hervorzurufen. - Während sich die Technik der Betäubungsmethoden von
Jahr zu Jahr vervollkommnet, ist dies hinsichtlich der Schächtmethode bei Befolgung der dafür beste-
henden Ritualvorschriften vollkommen ausgeschlossen. Die unterzeichneten Vereine sowie die persön-
lich unterzeichneten Schlachthoftierärzte, die wohl Anspruch auf Sachverständigkeit erheben dürfen,
fühlen nach alledem die unabweisbare Pflicht, davor zu warnen, dass eine Schlachtmethode gesetzlich
sanktioniert werde, die den von ihr betroffenen Tieren Qualen bereitet, die Jugend verroht und dem
Volksempfinden zuwider ist.“
Im Jahre 1927 erging von seiten des Tierschutzes eine Rundfrage an sämtliche Professoren der Ana-
tomie und der Physiologie an den Tierärztlichen Hochschulen und Fakultäten des Deutschen Reiches.
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17 von 20 Professoren antworteten. Sie alle erklärten das Schächten ohne Betäubung als „tierquäle-
risch“, „barbarisch“, grauenhaft“, als „abscheulich“, eine „Unmenschlichkeit“ usw.)
Auch in weiteren Volkskreisen galt das Schächten seit jeher als eine höchst grausame Schlachtmetho-
de. Man muss sich also eigentlich wundern, dass bei dieser Sachlage das Schächten nicht schon frü-
her verboten worden ist. Wenn trotz aller jahrzehntelangen Bestrebungen der Tierfreunde und des or-
ganisierten Tierschutz gesetzliche Vorschriften über eine staatliche Regelung des Betäubungszwanges
beim Schlachten von Tieren nicht zustande kamen, so lag dies zweifellos daran, dass die Juden gel-
tend machten, ihre Religion verbiete ihnen den Genuss des Fleisches von Tieren, die vor der Blutent-
ziehung betäubt seien; eine Vorschrift, die das rituelle Schächten unmöglich mache, sei ein unzulässi-
ger Eingriff in das verfassungsmäßig garantierte Recht der ungestörten und freien Religionsausübung
und der Gewissensfreiheit.

Der jüdische Anspruch auf Vornahme des Schächtens ohne Betäubung lag, wie Einhauser (Einhauser-
München: „Das Gesetz über das Schlachten von Tieren“ Handbuch für Recht und Gesetzgebung S.
894) ausführt, jahrzehntelang wie ein Block der gesetzlichen Regelung des Schlachtens und zum Teil
auch dem Ausbau des Tierschutzes überhaupt im Wege, in Deutschland sowohl wie im Auslande.
Die Frage der schmerzlosen Tötung der Schlachttiere und des Schächtens ist auch auf den Deutschen
Veterinärkonferenzen wiederholt eingehend besprochen worden; auf einer im Jahre 1932 abgehalte-
nen Konferenz wurde der Beschluss gefasst, unter Bereitstellung von Reichsmitteln nach einem vom
Reichsgesundheitsamt aufzustellenden einheitlichen Versuchsplan an verschiedenen wissenschaftli-
chen Instituten zur Klärung der Frage der elektrischen Betäubung von Schlachttieren pathologisch-
anatomische, histologische und physiologische Untersuchungen sowie statistische Erhebungen bei
elektrischen Unfällen der Menschen vornehmen zu lassen. Diese vom Reichsministerium des Innern
finanzierten Untersuchungen hatten im wesentlichen das Ergebnis, dass sowohl bei unbetäubt ge-
schächteten Tieren als auch bei solche, die vor der Schlachtung oder Schächtung mittels elektrischen
Stromes betäubt sind ‚im Gehirn kleine, nur mikroskopisch sichtbare Blutungen auftreten. Die elektri-
sche Betäubung der Tiere bewirkt demnach keine Veränderungen im Gehirn, die nicht auch bei
anderen Tötungsarten auftreten. Dass die elektrische Betäubung der Tiere zur völligen Bewusst-
oder Empfindungslosigkeit führt, wird durch die bei Menschen – elektrische Unfälle – gemachten Erfah-
rungen bestätigt (Über die Frage der Schmerzlosigkeit der Tötung bei elektrischer Betäubung vgl.
Schwerdt, „Ist die elektrische Betäubung der Schlachttiere schmerzlos?“ Berlin und München, Tierärztl.
Wochenschrift 1939, S. 44). Der Reichsminister des Innern hat durch Runderlass, betr. Elektrische
Betäubung von Schlachttieren, vom 21. Januar 1935 – IVg 936/34 -, den Landesregierungen von dem
Ergebnis der Versuche und den Feststellungen der Forscher Kenntnis gegeben; der Runderlass ist
unten veröffentlicht (Auf der in Ostpreußen im Juni 1932 stattgehabten Veterinärkonferenz ist die Frage
der elektrischen Betäubung von Schlachttieren im Zusammenhang mit dem Schächten von Tieren einer
eingehenden Erörterung unterzogen worden. Es wurde beschlossen, unter Bereitstellung von Reichs-
mitteln entsprechende Untersuchungen nach einem vom Reichsgesundheitsamt aufzustellenden ein-
heitlichen Versuchsplan an verschiedenen wissenschaftlichen Instituten vornehmen zu lassen.
Die sich anschließenden weiteren Beratungen der Angelegenheit führten zu folgendem Untersu-
chungsplan:

1. pathologisch-anatomische und histologische Untersuchungen zur Feststellung, ob und wel-
che Veränderungen besonders im Gehirn bei rituell geschächteten und bei elektrisch be-
täubten Tieren auftreten;

2. physiologische Untersuchungen, die Aufklärung darüber bringen sollen, ob Bewusstlosig-
keit des Tieres nach elektrischer Betäubung in einem solchen Umfange und derart anhal-
tend besteht, dass die Ausführung des Entblutungsschnitts (Schächtschnitts) oder Entblu-
tungsstiches von dem Tiere nicht als Schmerz empfunden wird;

3. statistische Erhebungen über elektrische Unfälle von Menschen, bei denen der elektrische
Strom durch das Gehirn gegangen war, zur Entscheidung der Frage, ob diese elektrische
Beeinflussung (elektrische Betäubung) an sich einem schmerzverursachenden Eingriff dar-
stellt, wie von gewisser tierschützerischer Seite aus behauptet wird.

Die unter 1 genannten Untersuchungen wurden durchgeführt:
a) durch Professor Dr. Dobberstein, Direktor des pathologisch-anatomischen Instituts der

Tierärztlichen Hochschule Berlin,
b) durch Professor Dr. Nieberle, Direktor des pathologisch-anatomischen Instituts der veteri-

närmedizinischen Fakultät der Universität Leipzig.
Die unter 2 genannten Untersuchungen übernahm Professor Dr. Gildemeister, Direktor des

physiologischen Instituts der Universität Leipzig, in Zusammenarbeit mit dem unter b ge-
nannten Forscher. Die auch im physiologischen Institut der Tierärztlichen Hochschule Ber-
lin geplanten physiologischen Untersuchungen gelangten nicht zur Durchführung, da der
hierfür vorgesehene Spezialwissenschaftler seine Forschertätigkeit an dieser Stelle ein-
stellen musste.

Die unter 3 genannten statistischen Erhebungen wurden vom Reichsgesundheitsamt zusam-
men mit der Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und Elektrotechnik angestellt. Hierbei
kam es darauf an, welche Erfahrungen aus den Aussagen und Krankheitsgeschichten von
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Menschen zu gewinnen waren, die einen elektrischen Unfall erlitten hatten, bei dem der e-
lektrische Strom seinen Weg durch den Kopf bzw. das Gehirn des betreffenden Verun-
glückten genommen hatte.

Für die elektrische Betäubung der Versuchstiere (Rinder und Kälber) wurde hauptsächlich der
von der Firma Pfretschner, Pasing bei München, konstruierte Betäubungsapparat benutzt
und von der Firma zu den Versuchen zur Verfügung gestellt.

Das Gesamtergebnis der Versuche und Feststellungen ist kurz folgendes:
1. Abgesehen von etwa durch äußere Einwirkungen hervorgerufene Blutungen treten sowohl

bei unbetäubt geschächteten Tieren als auch bei solchen, die vor der Schlachtung oder
Schächtung mittels elektrischen Stromes betäubt sind, im Gehirn kleine, nur mikroskopisch
sichtbare Blutungen auf. Sie finden sich übrigens auch bei verendeten Tieren vor. Die e-
lektrische Betäubung der Tiere steht daher mit dem Auftreten dieser Blutungen nicht in ur-
sächlichem Zusammenhang.

2. Die elektrische Betäubung der Tiere mit dem Pfretschnerschen Betäubungsgerät (3-
Phasen-Drehstrom) führt zur völligen Bewusst- und Empfindungslosigkeit des Tieres, die
während des Stromdurchgangs und einige Minuten nach der Durchströmung anhält.

3. Die Feststellungen unter 2 werden durch die bei Menschen gemachten Erfahrungen bestä-
tigt. Trifft der elektrische Strom Kopf oder Gehirn, so tritt sofort eine völlige Bewusst- und
Empfindungslosigkeit für mehr oder weniger lange zeit ein.)

Die ausführlichen Gutachten der Professoren Dr. Dobberstein – Berlin, Dr. Nieberle und Dr. Gilde-
meister – Leipzig über die Ergebnisse der wissenschaftlichen Untersuchungen zur Klärung der Frage
der elektrischen Betäubung von Schlachttieren und die Mitteilung über die statistischen Erhebungen bei
elektrischen Unfällen der Menschen sind in Nr. 10 des Reichs-Gesundheitsblattes vom 6. März 1935
zum Abdruck gebracht.

Gesetz über das Schlachten von Tieren

Auch wenn man von der Frage absieht, ob die Schlachttiere bei der Tötung durch den Schächtschnitt
mehr leiden als bei anderen Tötungsarten, so wird niemand, der Schächtungen mit angesehen hat, sich
dem Eindruck entziehen können, dass schon die umfangreichen Vorbereitungen, die das Schächten
erfordert, die Fesselung und Niederlegung des Tieres sowie die Herrichtung für den Schächtschnitt, auf
die Zuschauer roh und abstoßend wirken und außerdem auch die Todesangst der Tiere steigern, wäh-
rend bei Verwendung neuzeitlicher Betäubungsapparate, besonders des Bolzenschussapparates, oder
bei Anwendung des elektrischen Stromes die sofort eintretende Betäubung das Schlachttier für alles,
was weiter mit ihm geschieht, empfindungslos lässt.
Der Volksauffassung über das Schächten wurde zuerst in Bayern Rechnung getragen, wo das Gesetz
über das Schlachten von Tieren vom 17. Mai 1930 (Gesetz- und Verordnungsblatt S. 133) in Art. 1
bestimmte, dass Rindvieh, Schweine, Schafe, Ziegen, Pferde, Esel, Maultiere, Maulesel und Hunde
beim Schlachten vor Beginn der Blutentziehung zu betäuben sind. In ähnlichem Sinne lautete der § 1
des braunschweigischen Gesetzes vom 27. Juni 1931 (Gesetz- und Verordnungsblatt S. 143). Nach-
dem dann noch Oldenburg, Anhalt und Thüringen im Jahre 1932 das Schlachten nur nach vorheriger
Betäubung gestatten haben, war der Boden für eine allgemeine Regelung des Verfahrens beim
Schlachten im Reichsgebiet vorbereitet, die mit dem Gesetz über das Schlachten von Tieren vom 21.
April 1933 (RGBI. I S. 203) erfolgte.
Zu erwähnten ist, dass die Schweiz das erste Land war, das dem Schlachten ohne vorherige Betäu-
bung ein Ende gemacht hat. Dort hatte die Tierschutzbewegung schon am 20. August 1893 auf
Grund einer Volksabstimmung entgegen der Empfehlung der Regierung einen Bundesbeschluss
durchgesetzt, der das Schlachten der Tiere ohne vorherige Betäubung vor der Blutentziehung bei jeder
Schlachtart und jeder Viehgattung untersagte. Allerdings war dieses Verbot nicht mit einer Strafandro-
hung ausgestattet. Vorübergehend bestand gesetzlicher Betäubungszwang in Sachsen vom 1892 bis
1910 und in Finnland von 1902 bis 1913. Norwegen führte im Jahre 1929 den Betäubungszwang ein.
Ferner haben Polen, Schweden und Ungarn das Schlachten ohne Betäubung geregelt. Das polnische
Gesetz über das Schlachten von landwirtschaftlichen Tieren in den Schlachthäusern vom 10. April
1935 (Sz. U.R.P. Nr. 29 poz 237), am 1. Januar 1937 in Kraft getreten, mit seinen beiden Ausführungs-
verordnungen vom 17. April und 26. August 1936 steht allerdings wesentlich hinter dem deutschen
Schlachtgesetz und seiner Ausführungsverordnung vom 21. April 1933 zurück; das rituelle Schlachten
wird nur eingeschränkt, es hat, abgesehen von Geflügel, in besonders zugelassenen Schlachthäusern
und in abgetrennten Räumen zu erfolgen, die unter tierärztlicher Aufsicht stehen. Personen, die das
rituelle Schlachten vornehmen, müssen eine Genehmigung des Schlachthausleiters nachweisen. Für
die rituellen Schlachtungen sind besondere Vorschriften erlassen. Die Zahl der geschächteten Tiere
wird auf die Bedürfnisse der Bevölkerung beschränkt und von den Behörden jeweils für einen Zeitraum
von einem bis drei Monaten festgesetzt. Der Verkauf des Fleisches von rituellen Schlachtungen, das
besonders zu kennzeichnen ist, bedarf der polizeilichen Genehmigung. – Das am 1. Juli 1938 in Kraft
getretene schwedische Gesetz, betr. das Schlachten von Haustieren, vom 4. Juni 1937 (Schwed. Ge-
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setzsamml. Nr. 313/317) sieht in § 1 den Betäubungszwang beim Schlachten von Haustieren unmittel-
bar vor der Blutentziehung vor.

……….
Und dass der Ausnahmezustand, den gegenwärtig das rituelle (jüdische) Schlachten darstellt, besei-
tigt werden solle, wenn es auch wünschenswert sei, dass die Freiheit der Religionsausübung in den
Staaten geachtet werde, so sei es doch Pflicht des Staates, jedem hinfällig gewordenen Religions-
brauch ein Ende zu machen. Das jüdische Schächten sei aber ein veralteter und unangebrachter
Brauch, der sich im Widerspruch zur Gesetzgebung der meisten Staaten befinde. – Auch auf
dem Internationalen Tierärztlichen Kongress in Zürich im Jahre 1938 ist die Frage der Betäubung
der Schlachttiere erörtert worden; es wurde eine Entschließung gefasst, nach der allen denjenigen Re-
gierungen, die noch keine Vorschriften über die Betäubung von Schlachttieren erlassen haben, emp-
fohlen wird, nach Möglichkeit entsprechende gesetzliche Regelungen zu schaffen (In einer bemer-
kenswerten Eingabe des Dr. Dr. H. C. Schmitt, Fürstenfeldbruck, an den Wirtschafts-Sozialpolitischen
Rat der Vereinten Nationen in Lake Success „Tierschutz und Naturschutz als Weltaufgabe“ vom
24.3.1948 wird angeregt, den Tierschutz und Naturschutz in ihren Aufgabenkreis einzubeziehen und
ihnen durch Einrichtung eines ständigen Komitees internationale Förderung zuteil werden zu lassen. Zu
den Schlachtungen wird in einer Eingabe ausgeführt, dass in keinem Falle mehr eine Blutentzie-
hung ohne vorherige Betäubung zugelassen werden dürfe. Wenn der Mensch die Tiere für seine
Zwecke benötige, dann müsse er ihnen wenigstens das Sterben so leicht wie möglich machen, wenn er
sich nicht aller Menschlichkeit entäußern will. Gerade in diesem Punkte könne eine internationale
Stelle durch Anregung der einschlägigen Forschung zur endlichen Erzielung einer einwandfreien Me-
thode elektrischer Betäubung Entscheidendes erreichen, da dann der letzte Einwand wegfiele, das
betäubungslose Schächten der Schlachttiere bei Juden und Orientalen beizubehalten (Tierfreund,
1948, S. 52). – Diese Eingabe verdient über den Deutschen Tierschutzbund und das Internationale
Büro der europäischen Tierschutzvereine nachdrücklichst verfolgt zu werden; dabei wäre auf die ent-
sprechenden vorliegenden Ergebnisse der wissenschaftlichen Versuche in Deutschland von den Jah-
ren 1933/34, dass 1. die elektrische Betäubung keine Veränderungen im Gehirn der Schlachttiere be-
wirkt, die nicht auch bei anderen Tötungsarten auftreten und dass 2. die elektrische Betäubung zu einer
mehr oder weniger lange Zeit anhaltenden völligen Bewusst- und Empfindungslosigkeit führt, beson-
ders hinzuweisen (vgl. S. 149 ff).
Das Schlachtgesetz vom 21. April 1933 ist aus tierschützerischen Gründen erlassen; es verwirklicht
die seit Jahrzehnten erhobene Forderung des Tierschutzes, bei der Tötung der Schlachttiere alle unnö-
tigen Tierquälereien auszuschalten; es ist vom Tierschutz dankbar begrüßt worden. In Erfüllung dieser
Forderung schließt das Gesetz gleichzeitig ein Verbot des jüdisch-rituellen Schächtens ein. Das Gesetz
ist aber, wie schon seine Überschrift besagt, nicht etwa ein Gesetz zum Verbot des Schächtens, son-
dern es regelt allgemein die Schlachtung von Tieren, die zum menschlichen Genuss bestimmt sind
und schafft eine Handhabe, alle beim Schlachten etwa vorkommenden Tierquälereien und Grausam-
keiten zu verhindern, wie sie auch - abgesehen von dem rituellen Schächten – leider noch recht häufig
beobachtet wurden, z.B. bei den Hausschlachtungen, bei dem Schlachten von Geflügel in ländlichen
Verhältnissen usw.
Der grundlegende § 1 Abs. 1 ordnet an, dass alle warmblütigen Tiere beim Schlachten vor Be-
ginn der Blutentziehung zu betäuben sind. In welcher Weise die Blutentziehung nach der ordnungs-
gemäßen Betäubung des Tieres erfolgt, ist vom Standpunkt des Tierschutzes gleichgültig, in die Art
der Blutentziehung (Bruststich oder Halsschnitt) greift das Gesetz nicht ein. Dies ist den Landes-
regierungen durch Runderlass des Reichsministeriums des Inneren vom 25. Juli 1933 – II A 4442/1. 7a
- besonders mitgeteilt worden.
Die von jüdischer Seite aus Art. 135 Satz 2 RVerf. – Freiheit der Religionsausübung – erhobenen Be-
denken sind unbegründet, da das Gesetz über das Schlachten von Tieren als allgemeines Staatsge-
setz nach Art. 135 Satz 3 RVerf. Auch der Religionsfreiheit Schranken setzen kann.

Nach § 2 der Verordnung des Kgl. Ungarischen Ackerbauministeriums M 21. 700/1938 FM. zur Regie-
rungsverordnung ZI 100.000/1932 betr. Ergänzung und Abänderung des Gesetzartikels XIX ex 1928
über das Veterinärwesen vom 7. April 1938 dürfen Großtiere – ausgenommen in Fällen dringender
Notschlachtung – nur nach einer entsprechend erfolgten Betäubung geschlachtet werden. Die Verord-
nung ist am 15. April 1938 in Kraft getreten. – Die Internationalen Tierschutzkongresse haben sich
auf fast allen Tagungen mit dem rituell-jüdischen Schächten beschäftigt und dessen Beseitigung gefor-
dert; so ist von dem Internationalen Tierschutzkongress 1935 in Brüssel zu der Frage der Tötung von
Schlachttieren eine Entschließung gefasst worden, die hinsichtlich der elektrischen Betäubung zwar
eine gewissen Zurückhaltung empfiehlt, im übrigen aber sich besonders eindringlich gegen das
Schächten wendet und insbesondere fordert, dass alle Tiere vor der Blutentziehung wirksam betäubt
werden sollen.
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Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

§ 1
Warmblütige Tiere sind beim Schlachten vor Beginn der Blutentziehung zu betäuben In Bayern
ist durch die VO. Nr. 49 über das Schlachten von Tieren vom 14.1.1946 (Ges.- und Verordgsbl S. 142)
die Betäubungsvorschrift eingeschränkt worden; die VO. schreibt vor, dass das Gesetz über das
Schlachten von Tieren vom 21.4.1933 sich nicht auf die Vornahme von rituellen Schlachtungen von
warmblütigen Tieren erstreckt, deren Fleisch zum menschlichen Genuss bestimmt ist. In einer späteren
Entschließung wird hierzu ausgeführt, dass im übrigen das Schlachtgesetz unverändert aufrecht erhal-
ten bleibt, dass also die Betäubung warmblütiger Tiere vor dem Schlachten nach wie vor vorgeschrie-
ben ist. – In Hessen wurde unter dem 20.6.1947 folgendes Gesetz über das Schlachten von Tieren
erlassen:
§ 1. (1) Warmblütige Tiere sind beim Schlachten vor Beginn der Blutentziehung zu betäuben.)

Wegen der Frage des Verhältnisses des Schlachtgesetzes zu dem Tierschutzgesetz, insbesondere
wegen der Frage, ob eine Tierquälerei, die beim Schlachten dadurch begangen wird, dass das
Schlachttier vor der Entblutung nicht betäubt wird, nur nach §§ 1,3 des Schlachtgesetzes strafbar ist,
oder ob tateinheitlich auch ein Verstoß gegen §§ 1, 9 des Tierschutzgesetzes vorliegt, vgl. Grau, „Deut-
scher Tierschutz im Lichte des Strafrechts“ unter IV (Zeitschrift der Akademie für deutsches Recht
1938; S. 193, 195)).

§ 4

Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1933 in Kraft, Gleichzeitig tritt die Bekanntmachung über das
Schlachten von Tieren vom 2. Juni 1917 (RGBI. S. 471) außer Kraft.
Die Bekanntmachung über das Schlachten von Tieren vom 2. Juni 1917, die den Halsschnitt
(Schächtschnitt) außer bei dem rituellen Schächten verbietet, ist aus wissenschaftlichen Gründen er-
lassen, um die Verwertung des Blutes der Schlachttiere sicherzustellen. Sie ist gegenstandslos gewor-
den, nachdem eine Blutentziehung ohne vorherige Betäubung nicht mehr statthaft ist.

Verordnung über das Schlachten von Tieren
vom 21. April 1933 (RGBI. I S. 212)

in der Fassung der Verordnung zur Änderung der Verordnung über das Schlachten von Tieren vom 14.
November 1934 (RGBI. I S. 1163)

Am gleichen Tage, an dem das Gesetz über das Schlachten von Tieren erlassen wurde, ist auch die
Vollzugs- und Ausführungsverordnung über das Schlachten von Tieren verkündet worden, die eine
einheitliche Regelung des Schlachtens der Tiere für das gesamte Reichsgebiet bringt. Gerade bei dem
Schlachten der Tiere können – fahrlässig, absichtlich oder aus Gefühlslosigkeit, Unachtsamkeit oder
Gedankenlosigkeit – sehr viele unnötige Tierquälereien vorkommen; es ist deshalb erklärlich, dass
neben der Hauptforderung der allgemeinen Betäubung der Schlachttiere vor der Blutentziehung die
Bestrebungen der Tierschützer und Tierfreunde dahin gingen, auch gesetzliche Grundlagen zur Ver-
hütung aller vermeidbaren Tierquälereien beim Schlachten zu schaffen und ihre Begehung unter
Strafe zu stellen. Die Fassung in der Verordnung ist mit Absicht allgemein gewählt worden, um Tier-
quälereien beim Schlachten sämtlicher Tiere zu verhüten, insbesondere auch bei den Privatschlach-
tungen oder Hausschlachtungen für den eigenen Haushalt, sowie bei Kleintieren und Geflügel-
schlachtungen, die in den meisten Fällen, insbesondere in abgelegenen ländlichen Gebieten, durch
die Besitzer oder ihre Angehörigen oder Angestellten vorgenommen werden. Die Verordnung befasst
sich nur mit der Tötung der Tiere vom Standpunkt des Tierschutzes aus. Wirtschaftliche Ziele ver-
folgt das Schlachtgesetz nicht.

Amtliche Begründung

Gesetz über das Schlachten von Tieren
Vom 21. April 1933 (RGBI. I S.203)

Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:
§ 1

Warmblütige Tiere sind beim Schlachten vor Beginn der Blutentziehung zu betäuben.
Der Reichsminister des Innern kann bestimmen, dass die Vorschrift des Abs. 1 auch beim Schlachten
anderer Tiere anzuwenden ist. Solange er von dieser Befugnis keinen Gebrauch macht, können die
Landesregierungen oder die von ihnen bestimmten Stellen solche Bestimmungen erlassen.
Bei Notschlachtungen (§ 1 Abs. 3 des Gesetzes über die Schlachtvieh- und Fleischbeschau vom 3.
Juni 1900, Reichsgesetzbl. S. 547), bei denen sich die Betäubung des Tieres nach Lage der Verhält-
nisse nicht ausführen lässt, findet die Vorschrift des Abs. keine Anwendung.
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§ 2
Die näheren Bestimmungen über das Schlachten der im § 1 bezeichneten Tiere erlässt der Reichsmi-
nister des Innern. Solange er von dieser Befugnis keinen Gebraucht macht, können die Landesregie-
rungen oder die von ihnen bestimmten Stellen solche Bestimmungen erlassen.

§ 3
Wer vorsätzlich oder fahrlässig der Vorschrift des § 1 Abs. 1 oder einer auf Grund dieses Gesetzes
erlassenen Bestimmung zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe
bestraft.

§ 4
Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1933 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Bekanntmachung über das Schlachten
von Tieren vom 2. Juni 1917 (Reichsgesetzbl. S. 471) außer Kraft.
Berlin, den 21. April 1933

Amtliche Begründung
zu dem Gesetz über das Schlachten von Tieren (nicht veröffentlicht)

Eine reichsgesetzliche Verordnung über das Schlachten von Tieren besteht bisher nur in der Bekannt-
machung des Reichskanzlers über das Schlachten von Tieren vom 2. Juni 1917 (Reichsgesetzbl. S.
471), die aus wirtschaftlichen Gründen erlassen worden ist. Durch die nunmehr erfolgende Neurege-
lung tritt sie außer Kraft.
Die Betäubung der Schlachttiere vor der Blutentziehung ist eine alte Forderung des Tierschutzes. Ge-
setze, durch die diese Forderung entsprochen wird, sind bereits vor einiger zeit in Bayern, Thüringen,
Braunschweig, Oldenburg und Anhalt ergangen, neuerdings auch in Sachsen, Württemberg, Baden
und Hessen. In den von den genannten Ländern erlassenen Gesetzen wird vorgeschrieben, dass die
Tiere beim Schlachten vor Beginn der Blutentziehung zu betäuben sind. Im Interesse eines einheitli-
chen Vorgehens im Reiche empfiehlt sich eine reichsgesetzliche Regelung.
Während die in der Mehrzahl der Länder erlassenen Gesetze sich auf diejenigen Tierarten beschrän-
ken, die nach § 1 Abs. 1 des Reichsgesetzes, betreffend die Schlachtvieh- und Fleischbeschau, vom 3.
Juni 1900 (Reichsgesetzbl. S. 547) und Ziff. 1 der Bekanntmachung des Reichskanzlers hierzu vom 10.
Juli 1902 (Reichsgesetzbl. S. 242) der amtlichen Schlachtvieh- und Fleischbeschau unterliegen, ordnet
das gegenwärtige Gesetz den Betäubungszwang für alle warmblütigen Tiere an, die der Schlachtung
zugeführt werden sollen und deren Fleisch zum menschlichen Genuss verwendet werden soll. Die
Ausdehnung des Betäubungszwanges auf alle warmblütigen Tiere, insbesondere auch auf Geflügel,
erschien notwendig, weil gerade bei dem Schlachten von Geflügel häufig Methoden angewendet wer-
den, die im Interesse des Tierschutzes zu verhindern sind. Eine Ermächtigung, darüber hinaus den
Betäubungszwang auch auf kaltblütige Tiere auszudehnen, ist vorgesehen. Soweit das Reich von ihr
keinen Gebraucht macht, sollen die Landesregierungen oder die von ihnen zu bezeichnenden örtlichen
Stellen befugt sein, solche Bestimmungen zu erlassen. Diese Ermächtigung an die Landesregierungen
oder ihre nachgeordneten Stellen erscheint angezeigt, um örtliche Missbräuche beim Schlachten kalt-
blütiger Tiere, die eine Tierquälerei sind, verhindern zu können.
In den Ausführungsbestimmungen wird insbesondere zu bestimmen sein, welche Arten der Betäubung
zugelassen werden sollen und in welcher Weise die Betäubung zu erfolgen hat. Daneben soll jedoch
auch die Möglichkeit gegeben sein, bei dem Schlachten der Tiere sonstige gegen den Tierschutz ver-
stoßende Handlungen auszuschließen. Auch hier steht diese Ermächtigung in erster Linie dem
Reichsminister des Innern, soweit er davon keinen Gebrauch macht, den Landesregierungen und den
von ihnen zu bezeichnenden Stellen zu.
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes trägt dem Umstand Rechnung, dass das betäubungslo-
se Schlachten zu einem möglichst baldigen Zeitpunkt aufhören soll, anderseits musste den Schlacht-
höfen und gewerblichen Betrieben eine angemessene Frist belassen werden, um auf Grund der noch
zu erlassenden Ausführungsbestimmungen, soweit nötig, die erforderlichen Betäubungsapparate sich
zu beschaffen.
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Zeitliche Übersicht
Der in den Erläuterungsbuch angeführten Gesetze, Verordnungen, Runderlasse usw.

1869 21.6. Gewerbeordnung für das Deutsche Reich
1871 15.5. Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich
1877  1.2. Strafprozessordnung
1885  2.2. RdErl. Des Preuß. Min. der geistlichen Unterrichts- und

Medizinialangelegenheiten
1888 22.3. Gesetz, betr. dem Schutz von Vögeln
1896 22.6. Bek., betr. die Abgabe stark wirkender Arzneimittel sowie

die Beschaffenheit und Bezeichnung der Arzneigläser und
Standgefäße in Apotheken

18.8. Bürgerliches Gesetzbuch
1908 30.5. Vogelschutzgesetz
1909 26.6. Viehseuchengesetz
1917  2.6. Bek. Über das Schlachten von Tieren
1919 11.8. Die Verfassung des Deutschen Reichs
1922 11.6. Gesetz über das am 15. Mai 1922 geschlossene deutsch-

polnische Abkommen
1924 22.3. Bek. betr. die Fassung der Strafprozessordnung
1929 15.7. RdErl. Der Preuß. Min. für Volkswohlfahrt und für Landwirtschaft,

Domänen und Forsten, betr. Vorschriften über Impfstoffe und Sera
10.12. Gesetz über den Verkehr mit Betäubungsmitteln

1930   3.4. RdVerfügung der Preuß. Min. für Volkswohlfahrt und für
Landwirtschaft, Domänen und Forsten, betr. wissenschaftliche
Versuche an lebenden Tieren

17.5. Bayr. Gesetz über das Schlachten von Tieren
19.12. VO. über das Verschreiben von Betäubungsmittel enthaltender

Arzneien und ihre Abgabe in den Apotheken
1931 24.3. VO. zur Änderung der VO. über das Verschreiben

Betäubungsmittel enthaltender Arzneien und ihre Abgabe in
den Apotheken vom 19. Dezember 1930

31.3. Bek., betr. Vorschriften über die Abgabe stark wirkender
Arzneimittel sowie die Beschaffenheit und Bezeichnung der
Arzneigläser und Standgefäße in Apotheken

1.6. Preuß. Polizeiverwaltungsgesetz
27.6. Braunschw. Gesetz über das Schlachten von Tieren

1932  8.7. Zweite VO. zur Änderung der VO. über das Verschreiben
Betäubungsmittel enthaltender Arzneien und ihre Abgabe
in den Apotheken vom 19. Dezember 1930

25.10. Bek., betr. Ergänzung der Vorschriften über die Abgabe
Stark wirkender Arzneimittel sowie die Beschaffenheit
Und Bezeichnung der Arzneigläser und Standgefäße in Apotheken

1933 21.4. Gesetz über das Schlachten von Tieren
21.4. VO. über das Schlachten von Tier
28.4. PolVO. des Preuß. Min. des Innern über das Schlachten

von kaltblütigen Tieren
20.5. Dritte VO. über das Verschreiben Betäubungsmittel

enthaltender Arzneien und ihre Abgabe in den Apotheken
22.5. Gesetz zur Änderung des Opiumgesetzes
 5.9. RdErl. des Preuß. Min. des Innern, betr. Vivisektion
11.9. PolVO. des Preuß. Min. für Landwirtschaft, Domänen und

Forsten, betr. Ergänzungen der PolVO. des Preuß. Min. des
Inneren über das Schlachten von kaltblütigen Tieren

24.11. Tierschutzgesetz
24.11. Gesetz gegen gemeingefährliche Gewohntheitsverbrecher

und über Maßregeln der Sicherung und Besserung
1934  9.1. Zweites Gesetz zur Änderung des Opiumsgesetzes

18.1. Preuß. Jagdgesetz
30.1. RdErl. des Preuß. Min. für Wirtschaft und Arbeit, betr.

Belehrung der Studierenden und Schüler über das
Tierschutzgesetz

28.5. Reichsstraßenverkehrsordnung
20.6. Erste VO. zur Ausführung des Tierschutzgesetzes
3.7. Reichsjagdgesetz
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29.9. Ausführungsanweisung zur Reichsstraßenverkehrsordnung
29.9. RdErl. des Preuß. Min. für Landwirtschaft, Domänen und

Forsten, betr. Verhütung von Häuteschäden von Tieren
14.11. VO. zur Änderung der VO. über das Schlachten von Tieren
15.11. RdErl. des Reichsmin. Für Wissenschaft, Erziehung und

Volksbildung, betr. Schule und Tierschutz
15.12. VO. des Thür. Wirtschaftsmin. Über die Verwendung von

Hunden als Zugtiere
1935 27.3. VO. zur Ausführung des Reichsjagdgesetzes

26.6. Reichsnaturschutzgesetz
28.6. Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches
29.9. Gesetz zur Änderung des Reichsnaturschutzgesetzes
31.10. VO. zur Durchführung des Reichsnaturschutzgesetzes
19.11. VO. des Hamburg. Senats über die Beförderung von Tieren usw.

1936 14.1. VO. über das Schlachten und Aufbewahren von lebenden
Fischen und anderen kaltblütigen Tieren

17.3. Gesetz zur Förderung von Tierzucht
18.3. VO. zum Schutze der wildwachsenden Pflanzen und der nicht-

jagdbaren wildlebenden Tiere (Naturschutzverordnung)
20.4. RdErl. der Reichsforstverwaltung, betr. herrenlose Katzen
24.6. VO. über Jagdzeiten
27.6. Zweite VO. zur Ausführung des Tierschutzgesetzes
29.7. VO. zur Ergänzung es Reichsjagdgesetzes
11.9. Dritte VO. zur Ausführung des Tierschutzgesetzes
23.10. RdErl. des Reichsmin. des Innern, betr. Schlachtungen durch

Hausschlächter
13.11. VO. zur Änderung der VO. über das Schlachten und

Aufbewahren von lebenden Fischen und kaltblütigen Tieren
1.12. Zweites Gesetz zur Änderung des Reichsnaturschutzgesetzes

1937  5.2. VO. zur Änderung der VO. zur Ausführung des
Reichsjagdgesetzes

17.3. VO. über die wissenschaftliche Vogelberingung
23.8. RdErl. des Preuß. Min. des Innern, betr. Tierschutz, Halten

von Wachhunden und Tierhaltung in Kleinsiedlungen,
Laubenkolonien (Schrebergärten) usw.

7.8. RdErl. des Braunsch. Min. d. Innern betr Tierschutz, elektrische Treibstöcke
27.7. Allgemeine Verfügung der Reichsforstverwaltung, betr.

Fang und Beringung nichtjagdbarerer wildlebender Vögel zur
Stubenhaltung

9.9. RdErl. des Reichsmin. des Innern, betr. Richtlinien für die
Verladung und Beförderung von Tieren

13.11. VO. über das Verhalten im Straßenverkehr (Straßenverkehrs-
Ordnung – StVO.-

13.11. VO. über die Zulassung von Personen und Fahrzeugen zum
Straßenverkehr (Straßenverkehr-Zulassungs-Ordnung – StVZO)

1938 11.1. PolVO. über den Handel mit Giften
19.1. VO. über die Beleuchtung und Belüftung von Stallungen

landwirtschaftlicher Betriebe
20.1. Drittes Gesetz zur Änderung des Reichsnaturschutzgesetzes
21.1. VO. zur Änderung und Ergänzung der Naturschutzverordnung
16.2. Bestallungsordnung für Tierärzte
23.4. Gesetz zur Änderung des Reichsjagdgesetz
25.4. Dritte VO. zur Ausführung des Reichsjagdgesetzes
10.5. VO. über Jagdzeiten
19.5. RdErl. d. Reichswirtschaftsmin., betr. wandernde Tierschauen
23.5. VO. zur Ergänzung des Tierschutzgesetzes
31.5 AusfBest. Zu der VO. über die Beleuchtung und Belüftung

von Stallungen landwirtschaftlicher Betriebe
9.6. RdErl. des Reichsmin. des Innern, betr. wandernde Tierschauen,

Wandermenagerien
2.7. VO. über jagdbare Tiere

12.7. Vierte VO. zur Ausführung des Tierschutzgesetzes
11.8. Fünfte VO. zur Ausführung des Tierschutzgesetzes

(Tierschutzvereine)
8.9. Eisenbahnverkehrsordnung

16.9. VO. zur Ergänzung der VO. zur Durchführung des
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Reichsnaturschutzgesetz
24.9. VO. des Reichsforstmeister, betr. Regelung des

Vereinswesens auf dem Gebiet des Naturschutzes
1.11. Richtlinien für die Verladung und Beförderung von Tieren auf

Kraftwagen
23.11. VO. über Jagdzeiten

1939 10.3. RdErl. des Reichsmin. des Innern, zugleich im Namen des
Preuß. Finanzmin., betr. Hundesteuerverordnung

29.3. Vierte VO. zur Ausführung des Reichsjagdgesetzes
13.4. RdErl. des Reichsmin. des Innern, betr. die Verhinderung des

Kettenhandels mit Schlachtpferden
24.4. RdErl. der Deutschen Polizei im Reichsministerium des

Innern, betr. Aufstellung von Spielen mit Gewinnmöglichkeit bei
Volksbelustigungen

11.10. VO. über die vorübergehende Zulassung der Verwendung von
Tellereisen durch Forstbeamte und Berufsjäger

24.10. Fünfte VO. zur Ausführung des Reichsjagdgesetzes
1940 16.3. VO. zur Änderung und Ergänzung der Naturschutzverordnung

30.3. Dritte VO. über Vereinfachung der Verwaltung
26.6. VO. über Jagdzeiten
 7.8. VO. über Jagdzeiten
28.8. VO. über Jagdzeiten
29.10. Fleischbeschaugesetz
20.12. Gesetz über den Hufbeschlag

1941 31.5. VO. über Jagdzeiten
12.6. Sechste VO. über die Unterstellung weiterer Stoffe unter die

Bestimmungen des Opiumgesetzes
24.6. VO. über Jagdzeiten
30.10. VO. über Jagdzeiten
31.12. VO. über den Hufbeschlag

1942 19.1. VO. über Jagdzeiten
20.1. VO. zur Erweiterung der Verordnung über die vorübergehende

Zulässigkeit der Verwendung von Tellereisen durch Forstbeamte
und Berufsjäger

17.2. VO. zur Ausführung des Reichsjagdgesetzes
31.3. VO. über Jagdzeiten
22.7. VO. über Jagdzeiten
10.12. VO. zur Ausführung des Reichsjagdgesetzes
18.12. Anordnung der Hauptvereinigung der deutschen Viehwirtschaft,

betr. Schlachtviehmakrtverordnung für das Jahr 1943
1943 18.1. VO. über Jagdzeiten

15.2. RdErl. des Reichsmin. des Innern, betr. Vereinfachung der
Verwaltung; hier: wissenschaftliche Versuche an lebenden
Tieren und Überprüfung der zugelassenen Institute und
Laboratorien

5.3. VO. über Jagdzeiten
17.6. VO. über die Vereinfachung der Verwaltung (Änderung des

Reichsjagdgesetzes
29.7. RdErl. des Reichsmin. des Innern, betreffend der Verwendung

des Doppeljoches für Zugrinder
31.7. Vierte VO. zur Änderung der VO. über das Verschreiben

Betäubungsmittel enthaltender Arzneien
6.8. VO. zur Änderung der VO. zur Durchführung des

Reichsnaturschutzgesetzes
6.11. Reichsjugendgerichtsgesetz

1946 14.1. Bayerische VO. Nr. 49 über das Schlachten von Tieren
23.3. Anordnung des Oberpräs. der Provinz Westfalen für die

Nordrheinprovinz und Westfalen über das Tierschlachten auf
jüdische Weise

1947 20.7. Hessisches Gesetz über das Schlachten von Tieren
22.10. Erl. des Hess. Min. für Kultur und Unterricht über die

Aufnahme des Tierschutzes in den Lehrplan
1948 23.3. Erl. der D. Justizverwaltung der sowj. Besatzungszone in D.

über die Gültigkeit des Tierschutzges.
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Karola Baumann Im Grund 89
40474 Düsseldorf

Tel + Fax: 0211 - 452224

1

An den
Deutschen Bundestag
Bundesverfassungsgericht Karlsruhe
Verwaltungsgerichtshof Kassel
Bundesverwaltungsgericht Leipzig
und weitere Adressaten 12.07.2006

Protokoll Nr. 16/13
Pet. 3-15-10-7874
Petentin Christina Kremer

Zur Begründung der Beschlussempfehlung
Anlass: „Mit der Petition wird die rechtliche Zulässigkeit des Schächtens
kritisiert“

Kommentar Baumann:

Nach 6 Jahren Religionsanalyse, 9 Publikationen zur Sache (Kleiner Guide 1-9),
zahlreichen Gutachten höchstrangiger Religionsgelehrten, nach absoluter Klärung
des Begriffes „Betäubungsloses und Betäubtes Schächten“ ist die in der
Beschlussempfehlung und Begründung  verwendete Begrifflichkeit „Schächten“
juristisch falsch, irreführend, manipulativ und volksverdummend.

Zusammenfassung:
Hitler ist Geschichte. Aber: „Hitler-Deutschland“ lebt. Weil: Die Mentalität und
Charakterlosigkeit, die einen Hitler und den Holocaust erst ermöglichten,
anscheinend gegenwärtiges Charakteristikum vieler Deutschen ist, auch heute
noch im Jahre 2006.

Eigenschaften des gegenwärtigen Charakteristikums: Feigheit,
Unterwürfigkeit, Grausamkeit, Anbiederung, vorauseilender Gehorsam,
Verlogenheit, bigotte Biederkeit, Masochismus, Lakaien-Mentalität
kombiniert mit Worthülsenabsonderung.

Die Begründung des Beschlusses spiegelt das politische Bild von frei-willigen
Angestellten der Holocaust-Industrie. Sie spiegelt auch die unverantwortliche
öffentliche Stellungnahme von Bundespräsident Köhler: „Die Verantwortung für die
Shoa (hebräisch für Holocaust) ist Teil deutscher Identität.“

Dieselbe Charakterlosigkeit, die die Shoa ermöglichte, ist seit Jahren willfähriges
Instrument für eine „Wiedergutmachung des Holocaust“. Anstelle des Verbrechens
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40474 Düsseldorf

Tel + Fax: 0211 - 452224

2

an Menschen wird mit juristischen verlogenen Worthülsen unsägliches Verbrechen
und spezifisch deutscher Grausamkeit analog zu dem Hitler-Regime an unseren
Mitgeschöpfen juristisch und ethisch gut geheißen. Politiker und Juristen – als
gewählte Angestellte des Volkes – deklarieren sich verlogen als Religionshüter des
Islam und Judentums, die ihrerseits ausschließlich an Kommerz und
Profitmaximierung orientiert sind. (Ich verweise auf das Zitat von Karl Marx, siehe
Anlage)

In diese Anklage einbezogen sind das Bundesverfassungsgericht
Karlsruhe, der Verwaltungsgerichtshof Kassel, das
Umweltministerium in Bayern sowie der Ministerpräsident von
Mecklenburg-Vorpommern mit seinem Minister Backhaus. Die
letzteren haben die Bundesratsinitiative von Roland Koch, Hessen,
gekippt.

Die Identität der Deutschen orientiert sich am Fußball, weil
deren Kopf genauso hohl ist wie der Fußball. Auf dem
Fußballfeld und in der Fan-Meile darf endlich jeder Deutsche
voller Stolz sein Deutschland-Fähnchen schwingen und die
Nationalhymne singen. Ausnahmsweise einmal ohne die vom
Bundespräsident verordnete Holocaust-Last tragen zu müssen.
Außerhalb des Fußballfeldes atmet der Normalbürger den
Staub der Straße vom „verordneten Gebücktgehen“ ein.

Anmerkung Baumann:

„Als der chinesische Philosoph Konfuzius vor 2.500 Jahren
von seinem Kaiser gefragt wurde, wie er sein zerrüttetes
Reich wieder ordnen könne, antwortete er lapidar: „Dulde
keine Unordnung in der Sprache.“
Weil: „Unordnung“ ist böswillige, gezielte Manipulation und
Konditionierung.

Diese Empfehlung ist ein Muss für deutsche
Ministerien und Juristen und den Bundestag usw.

3 Anlagen
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Vorwärts in die Vergangenheit:
Von 2006 in das Jahr 1096.

Zur Erinnerung: Paragraph § 2415 Katholischer Katechismus mitverfasst von Kardinal Ratzinger/Papst 
Benedikt XVI im Auftrag von Papst Wojtyla.
„Das 7. Gebot verlangt auf die Unversehrtheit der Schöpfung zu achten … Die Herrschaft über 
die belebte und unbelebte Natur … verlangt Ehrfurcht vor der Unversehrtheit der Schöpfung“.
Paragraph 2418: „Es widerspricht der Würde des Menschen, Tiere nutzlos leiden zu lassen und 
zu töten. Auch ist es unwürdig für sie, Geld auszugeben, das in erster Linie menschliche Not lin-
dern sollte.“
Kardinal Ratzinger/Papst Benedikt XVI argumentiert mit jesuitischen Worthülsen. Einmal preist er die 
„Unversehrtheit der Schöpfung“ und die „Ehrfurcht des Menschen“ vor ihr. Andererseits soll 
man für Tiere kein Geld ausgeben (Anmerkung Baumann: …das der Vatikanstaat zur weiteren 
Prachtentfaltung in Luxus dringender benötigt). Diese niederträchtige und widerwärtige Preisgabe 
der Tiere als Teil der Schöpfung unter ausschließlich kommerziellem Aspekt entspricht, dass die selbst 
ernannten „Stellvertreter Christi auf Erden“ im Vatikanstaat in irdischem Luxus und handverlesenen 
Privilegien sich an ihrer weltlichen und „geistlichen“ Macht laben, die Geschicke der römisch-katholi-
schen Menschheit dirigistisch und dogmatisch lenken, und dies ausschließlich zu ihrer eigenen weiter-
führenden Machterhaltung. 
Der unerträglich dreiste sowie plump-dümmliche Hinweis auf ein Zitat in einem Gespräch, das der by-
zantinische Kaiser Manuel II mit einem Perser über Christentum und Islam und beider Wahrheit führte: 
„Zeig mir doch, was Mohammed Neues gebracht hat und da wirst du nur Schlechtes und Inhumanes fin-
den wie dies, dass er vorgeschrieben hat, den Glauben, den er predigte, durch das Schwert zu verbrei-
ten“. Dieses Zitat ohne jeden Kontext zum Mittelalter und den Sieben Kreuzzügen verdeutlicht, 
dass Papst Benedikt XVI die Menschen, die ihm (noch) zuhören, für dumm genug hält, um sie 
derart indoktrinieren zu können. 
Der Greis aus Niederbayern, offiziell Heiliger Vater genannt, hat anscheinend aus seinem Langzeitge-
dächtnis die grausamen Kreuzzüge von 1096 – 1291 ausradiert. Ebenso hat er eliminiert, dass die fürch-
terlichen Kreuzzüge mit Tausenden von Toten die wunderbare kulturelle Blüte des Islam zum Stillstand 
brachten.
Die gestohlene/veruntreute Zeit: Die Kreuzzüge wurden durch religiöse Wahnvorstellungen des Okzi-
dents/Westens verursacht, die bei den Kreuzzüglern zu einem unaufhaltbaren Blutrausch führte. (Vgl. 
Richard Löwenherz, König von England, 1190 Kreuzzug) Hinzu kamen Machtgier und Landnahme von 
Fürsten, Königen, Kaisern. Päpste finanzierten Kreuzzüge und belohnten die Kreuzzügler mit Sündenab-
lass. Auf diese Weise hatte der „christliche Westen“ den Muslimen die Zukunft gestohlen. Im weltweiten 
Terror des 21. Jahrhunderts begegnet der „Kulturchrist“ dem „Dschihad, dem Heiligen Krieg“, - die Ant-
wort der Muslime im 21. Jahrhundert auf die Kreuzzüge des Mittelalters, zeitversetzt um 715 Jahre. Der 
„Kulturchrist“ erblickt das christliche Zerrbild seiner selbst im Spiegel unserer Zeit und erkennt sich 
darin nicht. Fehlendes historisches Bewusstsein ersetzt demnach notwendige Selbstkritik des „Kultur-
Europäers“. Und in genau dieses kollektive Defizit platziert Kardinal Ratzinger/Papst Benedikt XVI 
die gezielt jesuitisch vorgenommene Verstümmelung historischer Fakten von Jahrhunderten. Mit 
dem angeführten Zitat ohne jeglichen historischen Kontext in Form vatikanischer Selbstkritik zu den 
Kreuzzügen polarisiert Papst Benedikt XVI gezielt seine angebliche „Dialogbereitschaft“ einseitig auf 
„Gut und Böse“. Die angebliche „Dialogbereitschaft“ – eine jesuitische Worthülse – entspricht der 
jesuitischen Worthülse der angeblich angestrebten Ehrfurcht vor der Schöpfung, die dann mit dem 
Gegenteil praktiziert wird. Es fällt auf, dass sich Papst Benedikt XVI damit zum politischen Partner des 
Zionisten Flemming Rose aus Dänemark macht, der die Mohammed-Karikaturen in Auftrag gab, um die 
Imame in Dänemark zu provozieren, angeblich um diese auf die „westliche Pressefreiheit“ hin zu tes-
ten.
Ziel: Polarisierung von Christen und Muslimen.
„Integration“ wird von vielen Europäern schon seit vielen Jahren falsch verstanden und prakti-
ziert: Durch Auslöschen der eigenen Identität und durch Auslöschen ethischer Werte zugunsten kom-
merzieller Gewinne. Es ist zu beobachten, dass die westliche Kultur dekadent und dement gewor-
den ist, indem sie ihre Gesetze zur Erhaltung der ethischen Kultur freiwillig aushebelt und annul-
liert. Vgl. Die unsägliche Erpressung des Verwaltungsgerichtshofs in Kassel hinsichtlich des 
Landes Hessen zur Duldung des betäubungslosen Schächtens mit seinem „Chefmanager“ Rüstem 
Altinküpe, Bayern, Mecklenburg-Vorpommern, dem Konvertiten Ayyub Axel Köhler - mittlerweile zum 
Vorsitzenden des Zentralrats der Muslime aufgestiegen. Sie sind sich auf ihrem Weg einig (oder etwa 
bereits am Ziel?), die Ethik hinsichtlich unserer Schöpfung als einziges wahres Kulturgut betäu-
bungslos abzuschlachten.

Karola Baumann 30.09.2006
OSTR.
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dass Papst Benedikt XVI die Menschen, die ihm (noch) zuhören, für dumm genug hält, um sie 
derart indoktrinieren zu können. 
Der Greis aus Niederbayern, offiziell Heiliger Vater genannt, hat anscheinend aus seinem Langzeitge-
dächtnis die grausamen Kreuzzüge von 1096 – 1291 ausradiert. Ebenso hat er eliminiert, dass die fürch-
terlichen Kreuzzüge mit Tausenden von Toten die wunderbare kulturelle Blüte des Islam zum Stillstand 
brachten.
Die gestohlene/veruntreute Zeit: Die Kreuzzüge wurden durch religiöse Wahnvorstellungen des Okzi-
dents/Westens verursacht, die bei den Kreuzzüglern zu einem unaufhaltbaren Blutrausch führte. (Vgl. 
Richard Löwenherz, König von England, 1190 Kreuzzug) Hinzu kamen Machtgier und Landnahme von 
Fürsten, Königen, Kaisern. Päpste finanzierten Kreuzzüge und belohnten die Kreuzzügler mit Sündenab-
lass. Auf diese Weise hatte der „christliche Westen“ den Muslimen die Zukunft gestohlen. Im weltweiten 
Terror des 21. Jahrhunderts begegnet der „Kulturchrist“ dem „Dschihad, dem Heiligen Krieg“, - die Ant-
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Kreuzzügen polarisiert Papst Benedikt XVI gezielt seine angebliche „Dialogbereitschaft“ einseitig auf 
„Gut und Böse“. Die angebliche „Dialogbereitschaft“ – eine jesuitische Worthülse – entspricht der 
jesuitischen Worthülse der angeblich angestrebten Ehrfurcht vor der Schöpfung, die dann mit dem 
Gegenteil praktiziert wird. Es fällt auf, dass sich Papst Benedikt XVI damit zum politischen Partner des 
Zionisten Flemming Rose aus Dänemark macht, der die Mohammed-Karikaturen in Auftrag gab, um die 
Imame in Dänemark zu provozieren, angeblich um diese auf die „westliche Pressefreiheit“ hin zu tes-
ten.
Ziel: Polarisierung von Christen und Muslimen.
„Integration“ wird von vielen Europäern schon seit vielen Jahren falsch verstanden und prakti-
ziert: Durch Auslöschen der eigenen Identität und durch Auslöschen ethischer Werte zugunsten kom-
merzieller Gewinne. Es ist zu beobachten, dass die westliche Kultur dekadent und dement gewor-
den ist, indem sie ihre Gesetze zur Erhaltung der ethischen Kultur freiwillig aushebelt und annul-
liert. Vgl. Die unsägliche Erpressung des Verwaltungsgerichtshofs in Kassel hinsichtlich des 
Landes Hessen zur Duldung des betäubungslosen Schächtens mit seinem „Chefmanager“ Rüstem 
Altinküpe, Bayern, Mecklenburg-Vorpommern, dem Konvertiten Ayyub Axel Köhler - mittlerweile zum 
Vorsitzenden des Zentralrats der Muslime aufgestiegen. Sie sind sich auf ihrem Weg einig (oder etwa 
bereits am Ziel?), die Ethik hinsichtlich unserer Schöpfung als einziges wahres Kulturgut betäu-
bungslos abzuschlachten.

Karola Baumann 30.09.2006
OSTR.
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